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SPRUCH 

Ein Traum ist unerlässlich, wenn man die Zukunft  

gestalten will. 

Victor-Marie Hugo; 1802 - 1885, franz. Schriftsteller, Mitglied der Académie Française 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
  

Mindestvergütung bei Auszubildenden 

  
Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Stär-
kung der beruflichen Bildung verfolgt die Bundesregierung u. a. 
das Ziel, die duale berufliche Bildung in Deutschland zu moder-
nisieren und zu stärken. Der Gesetzentwurf sieht verschiedene 
Maßnahmen vor, um diese Ziele zu erreichen. Im Entwurf ist 
auch eine Mindestvergütung für Auszubildende enthalten.  
 
Ab 1.1.2020 soll eine Mindestvergütung für Auszubildende gel-
ten, die außerhalb der Tarifbindung liegen. 2020 beträgt die 
Vergütung im ersten Ausbildungsjahr 515 €/Monat. 2021 er-
höht sie sich auf 550 €, 2022 auf 585 € und 2023 auf 620 €.  
 
Im weiteren Verlauf der Ausbildung steigt die Mindestvergü-
tung: um 18 % im zweiten Jahr, um 35 % im dritten und um 
40 % im vierten Ausbildungsjahr. 
 
 

 
 
 

 
 

  



Familienrecht/Erbrecht 
 

Erhöhung des Elterngeldes aufgrund von Ge-
haltsnachzahlungen 

  
Nachgezahlter laufender Arbeitslohn, den der Elterngeldberech-
tigte außerhalb der für die Bemessung des Elterngelds maß-
geblichen 12 Monate vor dem Monat der Geburt des Kindes 
(Bemessungszeitraum) "erarbeitet" hat, ist der Bemessung des 
Elterngeldes zugrunde zu legen, wenn er im Bemessungszeit-
raum zugeflossen ist. Denn entscheidend ist, welches Einkom-
men der Berechtigte "im Bemessungszeitraum hat". Dies folgt 
aus der gesetzlichen Neuregelung des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes (BEEG) zum 18.9.2012. 
 
Dieser Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 27.6.2019 
lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Für die Bemes-
sung des Elterngeldes wurde der Bemessungszeitraum Juli 
2013 bis Juni 2014 (Geburt: 25.8.2014) festgelegt. Das im Au-
gust 2013 aufgrund einer Gehaltserhöhung nachgezahlte Ge-
halt für Juni 2013 wurde ausgeklammert. 

 

  
Sonstiges 
 

Austauschprämie für alte Ölheizungen 

  

Ölheizkessel sollen ab 2026 grundsätzlich nicht mehr eingebaut wer-

den dürfen. Als Anreiz zum Austausch alter Ölheizungen durch ein 

klimafreundliches Modell soll eine attraktive Prämie locken. Das hat 

das Bundeskabinett mit dem Gebäudeenergiegesetz beschlossen. So 

soll eine Austauschprämie von etwa 40 % für eine alte Ölheizung ge-

gen ein klimaschonenderes Modell zusätzlich dem Klimaschutz die-

nen. Ferner sollen alte Ölheizkessel ab 2026 nur noch stark einge-

schränkt genehmigt werden. Dies wäre z. B. dann der Fall, wenn das 

Gebäude nicht auf andere Weise - etwa mit Fernwärme oder mit er-

neuerbaren Energien - beheizt werden kann. 

 

Dieses Gesetz soll ein neues, einheitliches, aufeinander abgestimmtes 

Regelwerk für die energeti-schen Anforderungen an Neubauten, Be-

standsgebäude und an den Einsatz erneuerbarer Energien zu ihrer 

Wärme- und Kälteversorgung bieten. 


